
26

Pa
zi

fi
s

m
us

nter dem Titel »Pazifistische Politik heute«
legt der nordrhein-westfälische Lande sver-

b and der DFG-VK zu die ser Tagung eine Bro schüre
vor, die Vorschläge für eine deutsche und europ äi-
sche Außenpolitik formuliert, die ohne das M acht-
mittel der militärischen Gewalt au skommt. Die
Bro schüre gliedert sich in drei Hauptb ereiche :

Wir verweisen zunächst auf internationale Ein-
richtungen, auf Instrumentarien und Metho den
der Zivilen Konfliktb e arbeitung, mit denen der An-
spruch einer zivilen Politik schon heute einlö sb ar
wäre . Sie umfassen staatliche Einrichtungen wie
UNO o der O SZE , Instrumente wie Vermittlung,
Mediation ab er auch Emb argo und nichtstaatliche
Initiativen wie die Pe ace Brigades International
o der das Nonviolent Pe ace Corp s .

Die Notwendigkeit und Möglichkeit solcher We-
ge einer zivilen Außenpolitik werden im zweiten
B ereich hergeleitet aus unseren p azifistischen
Grundsätzen und im dritten B ereich aus einer Ana-
lyse der aktuellen politischen Situation .

In der B eschreibung von Institutionen und Ins-
trumentarien einer zivilen Politik treffen wir uns in
vielen Punkten mit dem Aktionsplan der alten Bun-
de sregierung. D o ch im Gegensatz zum Aktions-
plan und zur gesamten Außenpolitik der Regie-
rung, die ohne militärische Gewalt meint nicht au s-
kommen zu können, lehnen wir sie als Pazifisten
energisch ab . Neb en der Frage , wie ernst e s der Re-
gierung mit der Umsetzung ihres eigenen Planes
war, wenn man auf die unzureichende finanzielle
Ausstattung der zivilen Aktionsfelder und die
gleichzeitige milliardenschwere Umrüstung der
Bundeswehr zur Interventionsarmee schaut, se-
hen wir in der Vermischung von zivilen und mi-
litärischen Ansätzen den fundamentalen Kritik-
punkt.

Vor dem Hintergrund der atomaren Ho chrü s-
tung und der Friedensb ewegung der 8 0erJahre hat
die Ablehnung kriegerischer Gewalt in der B evöl-
kerung unsere s Lande s einen breiten Rückhalt er-
langt. Ohne die se Haltung und die damit einherge-
hende D eb atte in den Parteien wäre der Aktions-
plan »Zivile Krisenprävention« , aber auch die
schon früher ansetzende Entwicklung eines Zivi-
len Friedensdienstes nicht denkb ar. D o ch wäh-
rend die Politik hier die Antikriegshaltung aufge-
griffen hat, wird ab Mitte der 9 0er Jahre der Pazifis-
mus als konsequente Ablehnung de s Krieges auf
breiter Front b ekämpft. Von D ogmatismus ist die
Rede , von Verantwortungslo sigkeit, und der dama-
lige Staatssekretär im Außenministerium Ludger

Volmer empfiehlt 2 0 02 den Pazifisten, do ch den
Krieg als ultima ratio anzuerkennen .

Die se Versuche , den Pazifismus zu diskreditie-
ren, halten bis heute an . D och inzwischen scheint
die Entwicklung in den Krisenregionen der Welt
uns Pazifisten Recht zu geb en . Kriegerische Gewalt
lö st keine Konflikte , mit Gewalt lässt sich keine
friedliche Ordnung aufb auen .

»Die p azifistische Haltung hat ihre Tradition in
zwei unterschiedlichen Anschauungen . D a ist zum
einen die Ablehnung des Kriege s als schreckliche s,
zerstörerisches und letztlich unvernünftiges Mittel
zur Durchsetzung von Politik. Die andere Grundla-
ge p azifistischen Handelns ist die Anerkennung
de s Leb ens als hö chstes Gut. « So wird in unserer ak-
tuellen Bro schüre die B asis p azifistischer Politik
b eschrieb en . D araus ergibt sich, dass das Ziel der
Verhinderung von Krieg und die Schaffung und Si-
cherung von Frieden im p azifistischen Sinne nur
ohne − zumindest tötende und verletzende − Ge-
walt verfolgt werden kann .

Die se Haltung b asiert beim einzelnen Men-
schen i . d . R. auf einer entsprechenden ethisch-mo-
ralischen Grundhaltung. Indem diese Grundhal-
tung von einer Vielzahl von Menschen geteilt wird ,
b ekommt sie eine ge sellschaftspolitische B edeu-
tung und Wirksamkeit. So sind wesentliche p azifis-
tische Eckpunkte vor dem Hintergrund der Erfah-
rungen der Menschen mit den Schrecken de s
Zweiten Weltkriegs in die Charta der VN eingeflo s-
sen und Völkerrecht geworden . D azu zählt das zwi-
schenstaatliche Gewaltverb ot zum einen und die
Anerkennung de s Rechts auf Leb en für j eden ein-
zelnen Menschen zum anderen . So ist es also nicht
allein der Wunsch vieler p azifistisch eingestellter
Menschen, sondern die Aussage des Völkerrechts,
die die Zivilisierung der Außenpolitik fordert.

Es gibt keine vernünftigen Kriegsgründe

Und wem weder die ethisch-moralischen no ch
die völkerrechtliche B egründung zur Ablehnung
kriegerischer Gewalt ausreicht, für den fügen wir
gerne no ch einige Vernunftgründe hinzu . Auch
wenn die Kriege der letzten Jahrzehnte das katas-
trophale Ausmaß des Zweiten Weltkriegs nicht er-
reicht hab en, ist die Bilanz auch so erschreckend
genug. Zu 9 0 Prozent sind die Opfer mo derner
Kriege Zivilisten, also genau die Menschen die vor-
geblich geschützt, gerettet o der b efreit werden sol-
len . D as Versprechen der präzisen, Opfer ein-
schränkenden chirurgischen Militärschläge war

Jo achim Schramm

Pazifistische Außenpolitik
Eine Diskussionsanregung
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nicht erfüllb ar. Wir haben e s zuletzt im Irak erlebt.
Die wirtschaftlichen Wiederaufb auko sten von

im Krieg zerstörten Ländern sind immens : nur mit
kräftiger EU-Hilfe konnte z . B . in die sen Tagen,
sechs Jahre nach dem Krieg in Jugo slawien, die D o-
naubrücke b ei Novi S ad wieder aufgeb aut werden .
Die Ko sten des Wiederaufb aus de s Irak werden auf
bis zu 2 0 0 Milliarden Euro geschätzt. Und auch die
B elastungen der kriegführenden Länder sind
enorm . Selb st für die Supermacht USA ist ein Mi-
litärhaushalt von j ährlich 4 0 0 Milliarden US-D ollar
so b elastend , dass bei der Hilfe o der gar der Vorsor-
ge von Naturkatastrophen wie j etzt in Louisiana die
Mittel fehlen . D er Irak-Krieg ko stet aktuell die USA
mit 5 , 6 Milliarden US-D ollar monatlich mehr als der
Vietnamkrieg. Auch die Bundesrepublik meint
trotz dringender Probleme im Sozial- und Gesund-
heitswesen, sich einen Militärhaushalt von 2 4 Milli-
arden Euro leisten zu können, der drittgrößte in
der EU.

Ethische , völkerrechtliche und Ko stengründe
sprechen also gegen eine militarisierte Außenpoli-
tik, gegen das Führen von Kriegen .

D o ch auch in Europ a, in D eutschland ist zumin-
dest b ei den politischen Eliten die B ereitschaft zur
B eteiligung an kriegerischen Auseinandersetzun-
gen in den letzten fünfzehn Jahren wieder gewach-
sen . In der B egründung für diese Entwicklung spie-
len neb en der mehr und mehr alles üb erdeckenden
Terrorabwehr nach wie vor die humanitären Ziele ,
die Wahrung der Menschenrechte und die Schaf-
fung von demokratischen Verhältnissen die we-
sentliche Rolle . Sie sind auch die zentralen Argu-
mente , wenn es um die Vermischung von zivilen
und militärischen Vorgehensweisen geht.

Diese Argumente halten wir für nicht stichhal-
tig . Auch humanitäre Zielsetzungen können nicht
die Anwendung von militärischer Gewalt rechtfer-
tigen . Militärische Gewalt ist ein grob schlächtiges ,
unscharfes Instrument. Sie unterscheidet i . d . R.
nicht zwischen − im moralischen Sinne − Schuldi-
gen und Unschuldigen . D amit nimmt der B efür-
worter militärischer Gewalt billigend in Kauf, dass
zur angestrebten Rettung von durch Völkermord
und Menschenrechtsverletzung b edrohte Men-
schen andere sterb en, die eb enso an der Situ ation
unschuldig sind . Dies ist moralisch nicht zu recht-
fertigen . Hinzu kommt, dass die Anwendung von
militärischer Gewalt häufig die E skalation von Ge-
gengewalt zur Folge hat, in deren Zuge die ange-
strebte Rettung der Opfer in das Gegenteil um-
schlägt.

Ein uns allen gegenwärtiges B eispiel für diese
schlimmen Folgen einer vorgeblich humanitären
Intervention ist der Ko sovo-Konflikt mit der massi-
ven B omb ardierung Re stjugo slawiens auch durch
die deutsche Luftwaffe 1 9 9 9 . Wenn wir einmal die
Argumentation außer Acht lassen, dass dieser
Krieg gar nichts mit den Menschenrechtsverlet-
zungen im Ko sovo zu tun hatte , sondern aus wirt-

schaftlich-strategischen Gründen von der NATO
geführt wurde , bleibt die Frage nach der Errei-
chung der prop agierten humanitären Ziele und
der Verhältnismäßigkeit der dazu b eschrittenen
Wege .

Auch wenn e s von Vertretern der alten Regie-
rungsp arteien immer no ch b e stritten wird , ist in-
zwischen klar, dass die humanitäre Katastrophe
mit Flüchtlingsströmen und Toten und misshan-
delten Menschen erst in vollem Ausmaß einsetzte ,
nachdem die NATO ihre Angriffe b egonnen hatte .
D er Friedensforscher Dieter Lutz veröffentlichte
zwei Jahre nach dem Krieg eine Lage analyse de s
Auswärtigen Amte s aus der Zeit wenige Tage vor
dem NATO-Angriff. D arin wurde festgestellt, dass
serbische Armee und alb anische UCK b eiderseits
den ge schlo ssenen Waffenstillstand brachen, die
jugo slawische Armee j edo ch nicht willkürlich Al-
b aner vertrieb oder Völkermord beging. Vielmehr
sei Ziel der Aktionen die B ekämpfung der UCK ge-
wesen, die Zivilb evölkerung wurde vor entspre-
chenden Aktionen gewarnt, verließ kurzfristig ihre
Dörfer, um anschließend wieder zurückzukehren .
Zu gleichen Au ssagen kommt ein 2 0 0 0 veröffent-
lichter Generalb ericht der Parlamentarier-Ver-
sammlung der NATO .

Nehmen wir einmal an, Regierung und Parla-
ment unseres Landes konnten die se Erkenntnisse
vor dem Hintergrund der damaligen emotional auf-
geheizten D eb atte nicht im erforderlichen Maß zur
Kenntnis nehmen − dann bleibt trotzdem Fakt, dass
auf Grund einer falschen Lageanalyse bzw. unzurei-
chendem Kenntnisstand ein Krieg b egonnen wur-
de , dem in erster Linie Zivilisten in Rest-Jugo sla-
wien zum Opfer fielen .

Hinzu kam die falsche Einschätzung der NATO ,
durch Luftangriffe die jugo slawische Führung
kurzfristig von Übergriffen auf die alb anische B e-
völkerung abhalten zu können . Ganz im Gegenteil
kam e s j edo ch zu Üb ergriffen und Vertreibungen
der nun für die NATO-Angriffe verantwortlich ge-
machten Alb aner. Nach dem Waffenstillstand kam
es zu neuen Vertreibungen, nun durch die Alb aner.
D er Ko sovo-Konflikt zeigt also deutlich , dass auch
humanitäre Notlagen keinen Krieg rechtfertigen .
Zum einen ist eine Fehleinschätzung − o der b e-
wusste M anipulation − nicht ausge schlo ssen, die
dann unschuldige Menschenleb en im angegriffe-
nen Land zu Folge hat. Zum anderen gibt e s keine
Erfolgsgarantie , die − zum Preis die ser unschuldi-
gen Opfer − den Schutz o der die Rettung derer si-
cherstellt, für die die se Militäraktion ge startet wur-
de .

Manipulative Fragestellungen

Pazifisten werden immer wieder vor die Frage
gestellt, ob sie denn einem Völkermord tatenlo s zu-
sehen wollen . Diese Frage ist genau so manipulativ
wie ähnliche Fragen aus den früheren Prüfungsver-
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handlungen für Kriegsdienstverweigerer. Sie sug-
geriert, dass militärisches Eingreifen lediglich die
Täter − also die Schuldigen − trifft und außerdem
den effektiven Schutz der Opfer bewirkt. B eides
trifft nicht zu , wie das B eispiel Ko sovo zeigt. Also
muss die Frage vielmehr lauten, wie durch frühzei-
tige Analyse und rechtzeitige zivile Präventions-
maßnahmen solche humanitären Katastrophen zu
verhindern sind .

Für einen weiteren B ereich wird auch gerade in
D eutschland die Notwendigkeit militärischer Ge-
walt b ehauptet. Hierb ei handelt es sich um die
Nachsorge von gewaltsamen Konflikten, in denen
inzwischen der zivilen Konfliktb earb eitung eine
größere Rolle auch von Regierungsseite zuge-
schrieb en wird . D o ch sei die se zivile Arb eit nur im
Schutz militärischer Einheiten leistb ar, so die B e-
hauptung .

Auch die ses Argument weisen wir zurück. D er
Erfolg ziviler Konfliktbe arb eitung b eruht wesent-
lich auf einer neutralen Po sition, einem Vertrau-
ensverhältnis zu den verschiedenen vormaligen
Konfliktp arteien . Militärische Verb ände , womög-
lich sogar verbunden o der identisch mit den vorhe-
rigen Interventionstruppen, werden von den Kon-
fliktp arteien als p arteiisch wahrgenommen . Die se
Parteilichkeit üb erträgt sich auf die zivilen Organi-
sationen, die so ihre ausgleichende Rolle gar nicht
o der nur eingeschränkt wahrnehmen können .

Hier ist der Afghanistan-Konflikt das B eispiel,
das diesen Zusammenhang illustriert. Auch hier
soll zunächst ausgeklammert werden, wie gerecht-
fertigt und humanitär ein Krieg gegen ein ganzes
Land war, de ssen Regierung Terroristen Hilfe ge-
währte . D o ch das militärische Vorgehen der USA,
das auch auf die Unterstützung von so genannten
warlords in Afghanistan selb st setzte , hat zur Ver-
fe stigung von militaristischen Strukturen b eigetra-
gen, einer zivilen Zukunft mittelfristig unüb er-
windb are Hürden in den Weg ge stellt. Während die
USA inzwischen in erster Linie die militärische Zer-
schlagung der Re st-Talib an anstreb en, ist es zumin-
de st das festgeschrieb ene Ziel des UNO-Mandats,
die Zivilgesellschaft zu stärken und notwendige
Hilfe zum Wiederaufb au des Lande s zu leisten .
D o ch ist von der einfachen afghanischen B evölke-
rung wirklich zu verlangen, dass siez unterscheidet
zwischen amerikanischem Militär, das immer wie-
der auch zivile Einrichtungen zusammenschießt
und Zivilisten tötet, sowie den I SAF-Truppen, de-
ren Ziel die Aufrechterhaltung einer gewissen Si-
cherheit im Land sein soll? Auch die Bundeswehr
b eteiligt sich an diesem D oppelspiel, indem sie
zum einen das größte ISAF-Kontingent stellt und
zum anderen mit ihren KSK-Einheiten die Amerika-
ner bei der Terroristenhatz unterstützt.

So kommen diverse Hilfsorganisationen zu dem
Ergebnis , dass die Militärpräsenz nicht zu ihrer Si-
cherheit b eiträgt, sondern ihren Einsatz diskredi-
tiert. Sie verweisen auf den prinzipiellen Unter-

schied zwischen ihren Zielen und denen de s Mi-
litärs : »Unserer Üb erzeugung nach sind Streitkräfte
und NRO [Nich t-Regierungs-Organ isa tio n] von
unterschiedlichen Zielen, Intere ssen und Vorge-
hensweisen geleitet. (. . . ) Die NRO befürchten eine
Überschätzung militärischer Einsätze als Mittel der
Konfliktau stragung. (. . . ) D ab ei mö chten wir auf
die Gefahr hinweisen, dass eine verstärkte Aufwen-
dung von Mitteln für kurzfristige militärische In-
terventionen zu Lasten der langfristigen Entwick-
lungszusammenarb eit geht. (. . . ) B ei den NRO üb er-
wiegt auf der Grundlage der bisherigen Erfahrun-
gen (Somalia, B o snien, Ko sovo , Afghanistan) die
Skep sis b ezüglich der Wirksamkeit von zivil-mi-
litärischen Unterstützungsmaßnahmen von Streit-
kräften« (aus VENRO-Stellungnahme zum Aktions-
plan der Bunde sregierung) .

Von Militärs geschützt und mit Geld und mo der-
ner Ausrüstung au sge stattet hat sich ein abge schot-
tete s System von Hilfsorganisationen eingerichtet,
das sicherlich der afghanischen B evölkerung Hilfe
zukommen lässt, j edo ch kaum dazu b eiträgt, dass
sich eine eigene , tragfähige Zivilge sellschaft im
Land bildet. Trotz der Wahlen, die in den letzten
Monaten unter fragwürdigen Umständen stattge-
funden haben, orientieren sich die Menschen im
Lande vorrangig an Traditionen und Stamme szu-
gehörigkeiten und nicht an demokratischen Re-
geln und Institutionen . Inzwischen nehmen Ge-
waltakte wieder zu , die ISAF-Truppen werden auf-
ge stockt.

D as p arallele Vorgehen von Militär und ziviler
Hilfe ist ge scheitert. Experten sprechen inzwi-
schen von der Notwendigkeit von 1 0 bis 2 0 Jahren
ausländischer Präsenz . D ass bis dann b eim bisheri-
gen Kurs eine tragfähige Ordnung in Afghanistan
entsteht, ist zu b ezweifeln .

Zivile Konfliktbearbeitung b edarf nicht de s
Schutze s militärischer Gewalt. Militär kann das zur
zivilen Arbeit notwendige Vertrauen aller Konflikt-
p arteien nicht erzwingen und daher auch kein er-
gänzender Partner der Zivilen Konfliktb earb ei-
tung sein . Zielsetzung einer erfolgreichen Nach-
sorge mu ss die rasche D emilitarisierung sein, also
die D emoblisierung der Einheiten der Konfliktp ar-
teien . Schutz der Hilfsorganisationen erfolgt durch
das aufgeb aute Vertrauensverhältnis bzw. gegen-
üb er kriminellen Aktivitäten durch aufzub auende
Polizeieinheiten . Die Vermischung von kriegeri-
schem Militär und ziviler Polizei ist eb enfalls zu ver-
meiden .

Im Gegensatz zum Bild einer imperial handeln-
den USA steht die EU in vielen Teilen der Welt no ch
immer für eine andere , eine ko operativere , zivile
Politik. D o ch in den letzten Jahren versucht die EU,
sich auf militärischem und politisch-strategischem
Gebiet zu einem Konkurrenten der USA aufzub au-
en . Interventionsstreitkräfte , waffentechnische
Proj ekte zur Ausrüstung die ser Einheiten sowie die
aktuelle EU-Sicherheitsstrategie stehen für die se
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Entwicklung. Sie üb erlagern Ansätze ziviler Außen-
politik wie sie z . B im europ äischen Conflict Pre-
venting Network enthalten sind . Auch der Aktions-
plan »Zivile Konfliktprävention« der alten Bundes-
regierung leidet unter der Gesamtaußenpolitik der
Bunde srepublik, die eine der zivilen Zielsetzung
des Aktionsplans entgegenstehenden militäri-
schen Ausrichtung hat.

D aher bleibt es Aufgabe der Friedensbewegung
und der Friedensforschung, ab er auch von Organi-
sationen der Entwicklungszu sammenarb eit, im-
mer wieder auf die alternativen Möglichkeiten und

Chancen einer zivilen Außenpolitik hinzuweisen
und für deren Stärkung zu streiten . Unsere
B ro schüre »Pazifistische Außenpolitik« soll dazu
ein B eitrag sein .

Joach im Schram m ist aktiv im DFG- VK-Landesver-
ba nd Nordrhein- Westfalen und Mitverfasser der
Brosch üre »Pazifistische A ußenpolitik heu te«. Der
Beitrag wurde als wurde als Refera t bei der Tagung
»Zivile A ußenpolitik gestern und heute« des Bil-
dungswerkes der DFG- VK Nordrhein- Westfalen
am 1 6. Okto ber 2005 in Dortm und gehalten.
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Wolfram Wette stellt die Entwicklung der Einstel-
lungen von Politik und Ge sellschaft zum Militär
und zu militärischen Aktivitäten D eutschlands im
2 0 . und b eginnenden 2 1 . Jahrhundert dar. Er
kommt zu dem Schluss , dass e s, auch mit Hilfe de s
organisierten Pazifismus und der Friedensb ewe-
gungen, durch das »gesamtgesellschaftliche Ler-
nen aus den Kriegen in der ersten Hälfte de s 2 0 .
Jahrhunderts« zu einer »demonstrativen Friedfer-
tigkeit der D eutschen« gekommen sei . Wäre dieser
Aufsatz 1 9 9 0 erschienen, würde ich seine B e schrei-
bung grundsätzlich hinsichtlich der Entwicklungs-
richtung teilen . Ende 2 0 0 5 kann ich seine generelle
Schlussfolgerung und einzelne Argumente de s B ei-
trags j edo ch nicht unhinterfragt lassen .

Wette schreibt, dass die Friedenshistoriker mit
ihrer kritischen B eleuchtung des Militarismu s
auch kaum eine Unterstützung bei den Sozialwis-
senschaften fanden; deren dominate Richtung
interessierten sich nur für die »Schokoladenseite
der Geschichte und hielten Distanz zu den Themen
Militär, Gewalt und Krieg. In einer Fußnote er-
wähnt er no ch Norb ert Elias als rühmliche Ausnah-
me unter den SozialwissenschaftlerInnen . Gerade
die Sozialwissenschaften hab en j edo ch in Form der
Kritischen Theorie (Adorno/Horkheimer/Marcu-
se und andere) zuerst auf die »Dialektik der Auf-
klärung« mit ihrem enormen Potenzial an D estruk-
tivität hingewiesen . Wette lässt die Kritik der in-
strumentellen Vernunft durch die Kritische Theo-
rie völlig unerwähnt.

Wette konstatiert b ei den deutschen Außenpoli-
tikern seit den 5 0-er Jahren »eine wachsende B e-
reitschaft zum D enken in internationalen Zusam-
menhängen der Friedenssicherung« . Ja, die Ent-
wicklung im Nachkriegswe stdeutschland war si-
cherlich eine der außenpolitischen Vorsicht, West-
orientierung und des Tabus von Auslandseinsätzen
der Bunde swehr. Diese Vorsicht galt j edo ch nur bis
zum Ende der Nachkriegszeit, d .h . bis zum Fall der
M auer. Seitdem entwickeln sich Verfassungstext

und Verfassungswirklichkeit zunehmend ausein-
ander. Seitdem wurde auch zunächst wieder offe-
ner üb er die Durchsetzung deutscher Intere ssen in
der Welt diskutiert, um sie dann zu praktizieren .

Der zweite Golf-Krieg gegen den Irak 1991 − ge-
führt vo n einer Koalitio n un ter US-a merikan i-
scher Führung − rief in der deu tschen Öffen tlich-
keit heftige Reaktio nen der A bleh n ung hervor. Ty-

pisch war die Parteinahme großer Teile der Bevöl-
kerung n ich t gegen eine der beiden kriegführen-
den Lager, so ndern gegen den Krieg selbst. Jetzt
wurde eine Pro testkultur des Friedens erkennbar.
Äh nliche Massenpro teste wiederh olten sich bei
dem A ngriffskrieg der USA und ein iger Verbünde-
ter gegen den Irak im Jahre 2003. Nunmehr be-

fand sich eine Bevölkerungsmehrheit vo n mehr
als 80 Prozen t m it dergegen den Krieg undfür eine

friedliche Ko nfliktlösung ein tretenden Bundesre-
gierung. Diese demo nstra tive Friedfertigkeit der
Deutschen ist als A usdruck eines gesam tgesell-
schaftlichen Lernens a us den Kriegen in der ersten
Hälfte des 20. Jahrh underts zu begreifen.

Diese Auflistung von Wette ist ungekürzt − und
irritiert am meisten in seinem Artikel . Wo bleibt der
Krieg gegen Ex-Jugo slawien? Johannes Plotzki
führt in ORL-Informationen 1 1 5 aus : »Was sich nach
nur sechs Monaten rot-grüner Regierungstätigkeit
zwischen dem 2 4 . März und 1 0 . Juni 1 9 9 9 ereigne-
te , lässt sich wie folgt zusammenfassen : Erstmals
seit 1 9 45 führen die D eutschen wieder Krieg . B ar
j eder völkerrechtlichen Legitimation, ohne UN-
M andat und ohne offizielle Kriegserklärung b om-
b ardieren Tornado s der Bunde swehr Städte und
Dörfer im damaligen Jugo slawien . « Plotzki wertet
das als den »zum Ab schlu ss gekommene(n) Pradig-
menwechsel deutscher Außenpolitik. «

E s ist nicht nachzuvollziehen, wie Wette zu die-
ser Unterlassungshandlung der Nichterwähnung
kommt, wenn es um eine B eschreibung der B edeu-
tung de s Militärischen in der Jetzt-Zeit die ser Repu-
blik geht.

Helmut Brinkmann-Kliesch

Wo bleibt der Krieg gegen Ex-Jugoslawien 1999 ?
Kritische Anmerkungen zu Wolfram Wette: Vom Militarismus zur zivilen Gesellschaft,
Forum Pazifismus 0 7 − III/2005


